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BER-Wahlprüfsteine des Berliner Entwicklungspolitischen 
Ratschlags 2026 – Auswertung 
9 Fragen an Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und CDU 
24. August 2026 

 
Globale Gerechtigkeit entscheidet sich auch in Berlin: bei Migration und Teilhabe, 
öffentlicher Beschaffung, Klimaschutz, Bildung und Erinnerungspolitik ebenso wie bei 
Digitalisierung, internationalen Partnerschaften und der Förderung einer starken Zivil-
gesellschaft. Der Berliner Entwicklungspolitische Ratschlag (BER) hat deshalb die 
demokratischen Parteien zur Abgeordnetenhauswahl gefragt, wie sie Berlins globale 
Verantwortung in der kommenden Legislaturperiode wahrnehmen wollen. 

Die CDU hat bisher nicht auf die BER-Wahlprüfsteine geantwortet. Sollte ihre Antwort noch 
eingehen, wird die Auswertung ergänzt. 

Die nachfolgende Auswertung bietet eine Zusammenfassung, die ausführlichen Antworten 
finden Sie hier: 
https://eineweltstadt.berlin/wie-wir-arbeiten/ber-wahlchecks/ber-wahlpruefsteine-2026/ 

 

1. Landesentwicklungspolitik: Globale Verantwortung als Berliner Aufgabe 

Welche Rolle soll Landesentwicklungspolitik in Berlin angesichts zunehmender geopolitischer 
Herausforderungen, die sich auch in den Kommunen auswirken, künftig spielen? 

Alle drei Parteien bejahen grundsätzlich eine wichtige Rolle der Landesentwicklungspolitik. 
Die Linke versteht sie als Gestaltung einer global gerechten und nachhaltigen Einen Welt 
und betont Menschenrechte, SDGs, internationale Solidarität und Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe. Städtepartnerschaften und Zivilgesellschaft sieht sie als Bestandteile interna-
tionaler Beziehungen. Die Grünen wollen Landesentwicklungspolitik als festen Bestandteil 
Berliner Politik verankern und mit Entwicklungszusammenarbeit, Partnerschaften mit 
Kommunen im Globalen Süden, Klimadiplomatie sowie einer personellen und finanziellen 
Stärkung der Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit verbinden. Auch die SPD 
bezeichnet sie als „kein Randthema, sondern Teil einer kohärenten Berliner Außen- und 
Wirtschaftspolitik“. 

Damit erkennen alle drei Parteien Landesentwicklungspolitik grundsätzlich als Berliner 
Aufgabe an. Konkreter werden vor allem die Grünen, die eine personelle und finanzielle 
Stärkung der Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit zusagen. Wie globale 
Gerechtigkeit darüber hinaus ressortübergreifend und verbindlich in der Berliner Politik 
verankert werden soll, bleibt bei allen drei Parteien weitgehend offen. 
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2. Migration: Teilhabe und Menschenrechte stärken 

Wie wird Ihre Partei eine menschenrechtsbasierte Migrationspolitik umsetzen? Unterstützen 
Sie legale Zugangswege, Landesaufnahmeprogramme und bessere Teilhabe für Geflüchtete 
und migrantische Communities in Berlin? Wenn ja, wie genau? 

Die Linke und die Grünen wollen sich für Landesaufnahmeprogramme einsetzen. Auch die 
SPD unterstützt grundsätzlich legale Zugangswege, sagt jedoch kein Landesaufnahme-
programm zu. Die Linke fordert ein kommunales Wahlrecht unabhängig von der Staats-
angehörigkeit. Eine City-ID soll Menschen ohne Papiere den Zugang zu städtischen Leist-
ungen erleichtern. Das Motto der Grünen lautet: „Teilhabe beginnt am ersten Tag“. Sie 
verbinden das Ziel einer sicheren Hafenstadt mit Familiennachzug, menschenwürdiger 
Unterbringung sowie dem Zugang zu Bildung, Arbeit und Gesundheitsversorgung und 
wollen zivilgesellschaftliche Beratungsstrukturen stärken. Auch die SPD unterstützt eine 
menschenrechtsbasierte Migrationspolitik und lehnt die Bezahlkarte ab, will Beschäfti-
gungsverbote abbauen, dezentrale Unterbringung fördern und die migrantische 
Zivilgesellschaft stärken. 

 

3. Faire Wirtschaft, Beschaffung und Konsum: Sozial und ökologisch – aber wie global 
gerecht? 

Wie stellen Sie sicher, dass öffentliche Beschaffung fair, nachhaltig und menschenrechts-
basiert erfolgt? Welche Maßnahmen planen Sie, um fairen Handel, nachhaltigen Konsum und 
gemeinwohlorientierte Wirtschaftsformen in Berlin zu stärken? 

Alle drei Parteien wollen öffentliche Gelder stärker an soziale und ökologische Kriterien 
binden. Die Linke fordert verbindliche Menschenrechts- und Umweltstandards in Produk-
tions- und Lieferketten und will das Berliner Vergabegesetz stärken. Auch die Grünen 
kritisieren die von der schwarz-roten Koalition angehobenen Wertgrenzen und wollen „gute 
Arbeit, nachhaltige Lieferketten und Umweltstandards stärken“ und öffentliche Mittel 
konsequent in sozial gerechtes und klimaverträgliches Wirtschaften lenken. Die SPD setzt 
bei öffentlichen Aufträgen vor allem auf Tariftreue, Vergabemindestlohn und soziale 
Standards. Linke und SPD wollen zudem Genossenschaften und gemeinwohlorientierte 
Wirtschaftsformen stärken. 

Damit greifen alle drei Parteien Teile der BER-Forderungen zu fairer und nachhaltiger 
Beschaffung auf. Eine konsequente Umsetzung des Aktionsplans Fairer Handel unter 
Beteiligung der Zivilgesellschaft sowie weitergehende entwicklungspolitische Anfor-
derungen an die Berliner Außenwirtschaftspolitik werden jedoch nicht konkret zugesagt. 

 

4. Klima- und Ressourcengerechtigkeit: Ja zur Klimaneutralität, aber nicht so schnell 

Setzen Sie sich dafür ein, dass Berlin bis 2035 klimaneutral wird? Planen Sie den Ausbau von 
Kreislaufwirtschaft, Zero Waste, der Verkehrswende und CO₂-freier Fernwärme unter 
Berücksichtigung globaler Gerechtigkeit? Wenn ja, wie genau? 
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Die Linke hält 2035 für nicht realistisch und nennt 2040 als Ziel, die Grünen legen  
sich nicht fest und wollen Berlin schnellstmöglich klimaneutral machen, die SPD strebt 
Klimaneutralität vor 2045 an. Kreislaufwirtschaft, Zero Waste, Verkehrswende und 
klimafreundliche Wärmeversorgung unterstützen alle drei Parteien. Damit übernimmt keine 
der drei Parteien eindeutig das vom BER geforderte Zieljahr 2035. 

Die Linke und die Grünen betonen zudem die globale Dimension der Energie- und Verkehrs-
wende: Sie dürfe weder Menschenrechte noch Umwelt und Lebensbedingungen im Globalen 
Süden beeinträchtigen. Die Grünen machen dies am Beispiel von Energieimporten konkret: 
„Auch importierter grüner Wasserstoff darf nicht auf Kosten des Globalen Südens erzeugt 
werden.“ Die SPD setzt auf Zero Waste, Verpackungssteuer, Fernwärmeausbau sowie eine 
Verlagerung des Verkehrs auf Schiene und Rad, bleibt bei der globalen Dimension von 
Energie- und Rohstoffverbrauch jedoch weitgehend offen. 

 

5. Globales Lernen und Demokratiebildung: Ja zum Demokratiefördergesetz 

Werden Sie Globales Lernen verpflichtend in den Curricula der Verwaltungsakademie Berlin 
und des Berliner Landesinstituts für Qualifizierung und Qualitätsentwicklung an Schulen 
verankern? Und setzen Sie sich für ein Demokratiefördergesetz ein? Wenn ja, wie genau? 

Beim Landesdemokratiefördergesetz stimmen Linke, Grüne und SPD grundsätzlich zu und 
wollen zivilgesellschaftliche und demokratische Strukturen stärken und verlässlich absich-
ern. Auch Globales Lernen unterstützen alle drei Parteien, eine verpflichtende Verankerung 
in den genannten Einrichtungen wird jedoch von keiner Partei eindeutig zugesagt. 

Die Linke will die Empfehlungsliste „Globales Lernen in Berlin“ des BER weiterhin regelmäßig 
aktualisieren. Die Grünen verbinden Demokratiebildung mit einer langfristigen Absicherung 
zivilgesellschaftlicher Strukturen und wollen die Zivilgesellschaft frühzeitig an der 
Ausgestaltung eines Demokratiefördergesetzes beteiligen. Die SPD setzt auf eine 
„Bildungsoffensive für die Berliner Nachhaltigkeitsstrategie“ sowie Rassismus- und kolonial-
sensible Lehrpläne. 

 

6. Dekolonisierung und Antirassismus: Unterstützung von Aufarbeitung und UN-Dekade 

Setzen Sie sich für eine mit Landesmitteln ausgestattete Bürgerstiftung ein, die als Träger 
das Berliner Erinnerungskonzept „Kolonialismus erinnern“ umsetzt? Unterstützen Sie 
Maßnahmen zur verlängerten UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft? Wenn ja, wie 
genau? 

Einzig Die Linke unterstützt explizit eine zivilgesellschaftlich getragene Bürgerstiftung als 
Trägerin für die Umsetzung des Konzepts „Kolonialismus erinnern“. Für sie gilt: „Einzelmaß-
nahmen und punktuelle Projekte reichen nicht aus.“ Sie betont deshalb die Notwendigkeit 
einer kontinuierlichen Finanzierung der bestehenden und der zu entwickelnden Lern- und 
Erinnerungsorte. Die Linke und die Grünen wollen Maßnahmen im Rahmen der UN-Dekade 
unterstützen. Die Grünen wollen das Erinnerungskonzept umsetzen, einen zentralen Lern- 
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und Erinnerungsort schaffen, Decolonize Berlin stärken und Provenienzforschung ausbauen. 
Zudem wollen sie Rückgaben von Raubkunst und menschlichen Überresten sowie 
Umbenennungen kolonial, rassistisch und antisemitisch belasteter Straßennamen 
erleichtern und zivilgesellschaftliche Aktivitäten im Rahmen der Städtepartnerschaft mit 
Windhoek ausbauen. Die SPD setzt sich für eine gerechte und global vernetzte Erinnerungs-
politik ein und will den Dialog mit den diasporischen Organisationen weiterführen und in die 
Arbeit miteinbeziehen. 

 

7. Digitale Gerechtigkeit: Open Source findet breite Unterstützung 

Wie stärken Sie digitale Souveränität in Berlin? Setzen Sie sich für ein Förderprogramm für 
Zivilgesellschaft und Kleingewerbe zur Nutzung von Open Source Software ein? Wenn ja, wie 
genau? 

Alle drei Parteien unterstützen grundsätzlich digitale Souveränität und Open Source. Die 
Linke und die Grünen favorisieren das Prinzip „public money, public code“. Die Grünen 
setzen darüber hinaus auf den Aufbau europäischer Cloud-, KI- und Digitalinfrastrukturen, 
klare Souveränitätskriterien in der Beschaffung sowie staatliche Förderung. Die SPD setzt 
auf souveräne europäische Technologielösungen und lehnt datenschutzrechtlich 
problematische Anwendungen ab. 

Das vom BER geforderte Förderprogramm für Zivilgesellschaft und Kleingewerbe sagt keine 
Partei in dieser Form zu. Linke und Grüne nennen jedoch konkrete alternative Förderan-
sätze für den Umstieg auf und die Verbreitung von Open Source. 

 

8. Globale Partnerschaften: Teilweise Zustimmung zu mehr Kooperationen 

Unterstützen Sie konkrete Kooperationen im Rahmen der Mitgliedschaft Berlins im Klima-
bündnis, z.B. mit indigenen Gemeinden wie den Munduruku im Amazonas-Gebiet? 

Linke und Grüne bejahen die konkrete Zusammenarbeit mit indigenen Gemeinden im 
Amazonasgebiet im Rahmen des Klimabündnisses. Die SPD bekennt sich allgemein zu 
internationalen Städtenetzwerken, Partnerschaften sowie zur Einbindung indigener und 
zivilgesellschaftlicher Partner*innen, sagt eine konkrete Partnerschaft mit den Munduruku 
jedoch nicht zu. 

Die Linke verweist auf die historische und gegenwärtige Verantwortung des Globalen Nor-
dens für die Klimakrise und fordert Unterstützung für den Schutz des Regenwaldes und 
indigener Gemeinschaften. Für die Grünen gilt: „Diese Mitgliedschaft darf kein symbolischer 
Akt bleiben“, sondern müsse sich in einer verlässlichen und nachhaltigen Zusammenarbeit 
widerspiegeln. Sie wollen deshalb die bestehende Zusammenarbeit mit den Munduruku ver-
tiefen, unter anderem durch eine Solarpartnerschaft, und kommen damit der BER-Forderung 
nach einer dauerhaften Partnerschaft nahe. 
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9. Zivilgesellschaft stärken: Einigkeit über Bedeutung – keine Zusage für die zwei  
Millionen Euro 

Setzen Sie sich für eine Rücknahme der 2026 erfolgten Kürzungen in der Förderung von 
entwicklungspolitischen Bildungsprojekten ein? Wenn ja, wie genau? 

Alle drei Parteien erkennen die Bedeutung der entwicklungspolitischen Zivilgesellschaft an. 
Eine konkrete Zusage zur vollständigen Rücknahme der Kürzungen und zur vom BER gefor-
derten Erhöhung des Fonds auf zwei Millionen Euro gibt jedoch keine Partei. Die Linke will 
sich „vorbehaltlich der Haushaltslage für eine deutliche Erhöhung der Mittel für die Landes-
stelle für Entwicklungszusammenarbeit einsetzen“, die Grünen wollen die Kürzungen „so 
weit wie möglich zurückzunehmen und die Mittel wieder auf das Niveau von 2024 anhe-
ben“. Zudem wollen sie die Landesstelle für Entwicklungszusammenarbeit personell und 
finanziell stärken. Die SPD verspricht verlässliche Förderstrukturen und will Projektförder-
ungen stärker in institutionelle Finanzierungen überführen und will sich dafür einsetzen, 
dass „zivilgesellschaftliche Bildungsarbeit auskömmlich finanziert wird“. 

Damit bleibt die konkrete finanzielle Absicherung der entwicklungspolitischen Zivilge-
sellschaft bei allen drei Parteien hinter der BER-Forderung zurück. 

 

 

Fazit 

Die Antworten zeigen: Globale Gerechtigkeit und Berlins internationale Verantwortung werden 
von Linken, Grünen und SPD grundsätzlich als landespolitische Aufgaben anerkannt. Je 
konkreter die BER-Forderungen werden, desto deutlicher werden jedoch die Unterschiede und 
Lücken. Keine der drei Parteien übernimmt alle zentralen Forderungen des BER. Entscheidend 
wird deshalb sein, ob aus grundsätzlicher Zustimmung in der kommenden Legislatur konkrete 
politische Maßnahmen, verlässliche Strukturen und eine ausreichende Finanzierung werden. 


